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Vorwort


Je länger der Krieg dauerte, je zahlreicher die Fronten wurden, an denen Soldaten Hitler-Deutschlands kämpften, umso mehr Truppen wurden benötigt. Alle deutschen wehrfähigen Männer mussten an die Front, falls sie nicht als Fachleute in der Rüstungsindustrie für unabkömmlich erklärt worden.


Das hatte zur Folge, dass in der heimischen Wirtschaft, insbesondere in der Rüstungsindustrie und in der Landwirtschaft, in zunehmenden Maßen ein großer Mangel an Arbeitskräften entstand. Die Kriegswirtschaft brauchte mehr „Menschlichen Nachschub“ um die Lieferanforderungen der Wehrmacht erfüllen zu können.


Nach dem deutschen Überfall auf Polen wurden in den besetzten Gebieten Arbeitskräfte für die deutsche Kriegswirtschaft zwangsrekrutiert. Im Sommer 1940 waren über eine Million Polen in Deutschland beschäftigt. Hatte man vor dem „Polenfeldzug“ nur eine zeitlich begrenzte Heranziehung von Zivilisten und Kriegsgefangenen als Arbeitskräfte geplant, so änderte sich das jetzt.


Ende 1940 wurden bereits 1,5 Millionen Kriegsgefangene Polen, Franzosen, Engländer und Holländer als billige Zwangsarbeiter beschäftigt.


Es kamen, nach dem im Russlandfeldzug 1941 der Westteil von den Deutschen erobert worden war, noch mehrere Millionen Russinnen und Russen dazu, die man nach Deutschland zum Arbeitseinsatz transportierte.


Mit dem Scheitern der Offensive der Deutschen vor Moskau Ende 1941, missglückte auch Hitlers Blitzkriegsstrategie. Durch die damit verbundenen immer größer werdenden Verluste deutscher Truppen in der Sowjetunion brachte es mit sich, dass wieder Millionen Arbeitsplätze in Deutschland unbesetzt blieben.


Da der Versuch, Arbeitskräfte aus der besetzten Sowjetunion als Freiwillige anzuwerben, fast gänzlich gescheitert war, schritt man auch hier zur Zwangsrekrutierung.


„Ostarbeiter“ aus der Sowjetunion und polnische Arbeiter mussten auf ihrer Kleidung die Aufnäher „Ost“ beziehungsweise „P“ tragen.


Ende 1944 waren auf dem Gebiet des Großdeutschen Reiches knapp 8 Millionen ausländische Zivilarbeiter und Kriegsgefangene beschäftigt. Sie kamen aus 26 Ländern. Darunter waren 2,8 Millionen Russen, 1,7 Millionen Polen, 1,3 Millionen Franzosen, ca. 600.000 Italiener und 1,9 Millionen Kriegsgefangene.


Ohne diese Arbeiter wäre die deutsche Kriegswirtschaft schon viel früher zusammengebrochen.


Russische Zwangsarbeiter wurden noch Anfang 1945 im Kali-Werra-Gebiet zu Straßenbauarbeiten und zur Herstellung der Infrastruktur für die Verlagerungsbetriebe eingesetzt.


Zwangsarbeiter aus dem Osten wurden nicht nur in der Rüstungsindustrie eingesetzt. Ihre Beschäftigung erfolgte auch in anderen Firmen, bei Bauern und Handwerkern.


Dies traf auch auf das Kali-Werra-Gebiet zu.


Man schätzt, dass weit mehr als 10 Millionen ausländische Männer und Frauen aus verschiedenen europäischen Ländern während des Krieges in Deutschland gegen ihren Willen Zwangsarbeit verrichten mussten.





Arbeitssklaven für Hitlerdeutschland


Knapp sieben Millionen Zivilarbeiter holte man im Verlauf des Krieges nach Deutschland, davon rund vier Millionen aus der UdSSR, über eine Million aus Polen, die anderen aus Frankreich, Belgien, den Niederlanden und Italien. Erhielten die Ausländer aus „Freundesstaaten“ noch Verträge, die ihren Aufenthalt regelten und auch die Ausreise ermöglichten, so waren die Zwangsarbeiter aus den „Feindesstaaten“ in ihren Status von den Kriegsgefangenen kaum zu unterscheiden. Das galt besonders für die „Ostarbeiter“. Sie standen außerhalb jeden Rechts und konnten, sofern sie sich unbeliebt machten, in Konzentrationslager eingewiesen werden.
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Quelle: Stadtarchiv Vacha





Bereits mit dem „Poleneinsatz“ war in Deutschland ein Modell entstanden, das arbeitsmarktpolitische Entlastungen brachte und eine von ihren politischen Folgen gefürchtete stärkere Arbeitsbelastung der deutschen Bevölkerung vermied.


Bis 1940 kamen die polnischen Saisonarbeiter aus materieller Not nach Deutschland. Im Sommer 1940 forderte dann Berlin vom Generalgouvernement die „Bereitstellung und Transport von mindestens eine Million Land- und Industriearbeiter und -Arbeiterinnen ins Reich“. Durch Versprechungen und Lockmittel wurden zunächst qualifizierte Facharbeiter angeworben. Unter Vorspiegelung falscher Tatsachen oder unter dem Vorwand des Anlernens lockte man sie an, oft spielte dabei der Alkohol eine große Rolle um die Angeworbenen „gefügig“ zu gemacht. Trotz des Interesses der Anwerber, sie wurden auf Provisionsbasis bezahlt, wurde das gestellte Soll nur mit 210.000 polnischen Arbeitskräften erfüllt.


Um Überzeugung und Zwang bei der Werbung von Freiwilligen den notwendigen Druck zu verleihen erfolgte die Festsetzung von „Pflichtkontingenten“, die jedes Dorf und jeder Bezirk zu erfüllen hatte.


Mit der Eröffnung des Frankreichfeldzuges durch die deutsche Wehrmacht verschwanden Polen für längere Zeit aus dem Blickpunkt der internationalen Öffentlichkeit.


Mit der Überführung französischer Kriegsgefangener nach Deutschland geriet der Gedanke der sozialen Entlastung der deutschen Bevölkerung noch stärker in den Vordergrund. Die Beschäftigung vieler Franzosen in der Landwirtschaft und der Industrie ließen darüber hinaus den Eindruck entstehen, dass nunmehr der Arbeitskräftemangel in Deutschland endgültig beseitigt sei.


Im Herbst 1940 lag die Beschäftigung von Ausländern in Deutschland bereits bei mehr als 2 Millionen. Dies waren fast 10 Prozent aller im Reich beschäftigten Arbeitskräfte.


Als sich Ende Juli 1941 abzeichnete, dass die Blitzkriegsstrategie gegen die Sowjetunion gescheitert war, rückte im wirtschaftlichen Bereich neben dem Problem der Nahrungsmittelversorgung, die Treibstoffknappheit und der Mangel an Arbeitskräften an die Spitze der Zukunftsfragen.
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Quelle: Thüringisches Staatsarchiv Meiningen, Bestand Fa. Porzellanfabrik Stadtlengsfeld AG, Nr. 9.





Im September 1941 gab es in Deutschland mehr als 2,6 Millionen offene Arbeitsstellen.


Die zunächst beschäftigten 500.000 französischen Kriegsgefangenen waren eine erste Nothilfe gewesen, brachten aber nicht die Lösung des Problems. Es kam zur Entscheidung sowjetische Arbeitskräfte in der deutschen Wirtschaft einzusetzen. Dadurch entstand eine völlig neue Situation im Ausländereinsatz.
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Bild 1: Französische Zwangsarbeiter auf dem Weg ins Deutsche Reich.





Der Arbeitseinsatz der Russen war gekennzeichnet durch maximale Ausbeutung ihrer Arbeitskraft, bei denkbar schlechter Behandlung und Ernährung. Geringste Vergehen führten zur Todesstrafe.


In der „Gegnerbekämpfung“ fand sich das RSHA nur zögernd bereit, auf die Liquidierung jedes politischen Gegners zu verzichten. Die präventiven Sicherungsmaßnahmen mussten aber zugunsten des Arbeitseinsatzes gelockert werden. Dieses hatte zur Folge, dass bei den geringsten Anzeichen von politischer Betätigung umso härter zugeschlagen wurde.


Am 22. Oktober 1941 genehmigte Himmler den Einsatz von 100.000 ukrainischen Bergarbeitern im Reich. Nachdem die ideologische Barriere einmal durchbrochen war, dauerte es nicht mehr lange, bis man im großen Stil auf sowjetische Kriegsgefangene zurückgriff. Hunderttausende ihrer Kameraden waren bereits verhungert als Hitler am 31. Oktober den Befehl zum umfangreichen Einsatz der Russen im Deutschen Reich gab.
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Bild 2: Verladung von Sowjetbürgerinnen, auf dem Bahnhof Kiew, in Güterwaggons zum Abtransport zur Sklavenarbeit in das Deutsche Reich.





Drei Millionen sollten bei der Arbeit eingesetzt werden. Von dem zum Einsatz kommenden 3.350.000 Gefangenen des Jahres 1941 waren zu diesem Zeitpunkt noch 70.000 arbeitsfähig. Viele von ihnen waren Opfer der deutschen „Hungerstrategie“ geworden. Es starben zwischen Anfang Dezember 1941 und Ende Januar 1942 noch weitere 600.000. So konnten bis Ende März, dem Beginn der Frühjahrsoffensive, nur noch 166.881 eingesetzt werden.


Besonders für die Rüstungsindustrie und den Zulieferbetrieben gestaltete sich der Arbeitskräftemangel zu einem immer schwerwiegenderen Problem, hing doch von ihnen die gesamte Sicherstellung der kämpfenden Truppe mit Kriegsmaterial ab.
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Bild 3: Sowjetische Bürger werden zur Zwangsarbeit nach Deutschland verschleppt.





Mit der Ernennung des Gauleiters von Thüringen, Fritz Sauckel, zum Generalbevollmächtigten für den Arbeitseinsatz, am 21. März 1942 wurde der Aufbau des Systems der Zwangsarbeit eingeleitet. Sauckel erhielt die Befehlsgewalt „über alle verfügbaren Arbeitskräfte, einschließlich der im Ausland angeworbenen Arbeiter und Kriegsgefangenen“.


Es wurde keine Rücksicht mehr auf die befristeten Verträge der angeworbenen ausländischen Arbeiter genommen.


Am 27. März erließ Göring als Beauftragter für den Vierjahresplan eine Verordnung, die seine Abteilung für Arbeitseinsatz Sauckel übertrug. Als NSDAP-Gauleiter, offiziell Görings Vierjahresplanbehörde unterstellt, erhielt er mit der Abteilung einen eigenen Stab, der faktisch von Speer abhängig, aber politisch Hitler unmittelbar unterstellt war.


Gemeinsam mit der SS und der Wehrmacht organisierte er mit allen zu Gebote stehenden Mitteln des Terrors, der Propaganda und der Demagogie die Massendeportationen. Mit Dienstverpflichtungen und kollektiven Repressionen wurden die Arbeitskräfte eingefangen.
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Bild 4: Fritz Sauckel Reichsstatthalter Thüringens und Generalbevollmächtigter für den Arbeitseinsatz.





Im Frühjahr 1942 trafen die ersten Massentransporte mit sowjetischen Arbeitskräften in Deutschland ein, unter ihnen mehr als die Hälfte Frauen und Mädchen.


Die allgemeine Politik, die der Mobilisierung der Sklavenarbeit zugrunde lag wurde am 20. April 1942 von Sauckel hervorgehoben:




Der Zweck des gigantischen neuen Arbeitseinsatzes ist nun, alle jene reichen und gewaltigen Hilfsquellen, die uns das kämpfende Heer unter der Führung Adolf Hitlers in so überwältigend reichen Ausmaß errungen und gesichert hat, für die Rüstung der Wehrmacht und ebenso für die Ernährung der Heimat auszuwerten. Die Rohstoffe wie die Fruchtbarkeit der eroberten Gebiete, und ebenso deren menschliche Arbeitskraft, sollen durch den Arbeitseinsatz vollkommen und gewissenhaft zum Segen Deutschlands und seiner Verbündeten ausgenutzt werden …


Alle schon in Deutschland befindlichen Kriegsgefangenen, sowohl aus den West- wie aus den Ostgebieten, müssen, soweit dies noch nicht geschehen ist, ebenfalls restlos der deutschen Rüstungs- und Ernährungsindustrie zugeführt werden …


Es ist daher unumgänglich notwendig, die in den eroberten sowjetischen Gebieten vorhandenen Menschenreserven voll auszuschöpfen. Gelingt es nicht, die benötigten Arbeitskräfte auf freiwilliger Grundlage zu gewinnen, so muss unverzüglich zur Aushebung derselben bzw. zur Zwangsverpflichtung geschritten werden …


Der vollständige Einsatz aller Kriegsgefangenen sowohl, als auch die Verwendung einer gewaltigen Zahl ausländischer Zivilarbeiter, Männer und Frauen, ist eine unbestreitbare Notwendigkeit zur Lösung der Mobilisierung des Arbeitsprogramms in diesem Krieg geworden.





Quelle: Der Nürnberger Prozess – Aus den Protokollen, Dokumenten und Materialien des Prozesses gegen die Hauptkriegsverbrecher vor dem Internationalen Militärgerichtshof, Teil I und II, Rütten & Loening, Berlin 1. Auflage 1957, Seite 198.


Am 30. September 1942 erteilte Hitler Sauckel die Vollmacht, Kommissare in den verschiedenen besetzten Gebiete zu ernennen und „alle notwendigen Maßnahmen zur Durchführung“ der Verordnung vom 31. März 1942 zu treffen.


Auf Grund der Vollmacht, die er durch diese Verordnung erhielt, stellte Sauckel ein Programm zur Mobilisierung aller für das Reich verfügbaren Arbeitskräfte auf. Ihm wurden wesentliche Bereiche des Arbeitsministeriums unterstellt, dazu in den besetzten Ländern Europas die „Anwerbe-Kommissionen“.


Fast täglich rollten aus allen europäischen Ländern Transporte mit ausländischen Arbeitskräften zur Zwangsarbeit nach Deutschland. Die Nazis verschleppten Millionen sogenannter „fremdvölkischer Arbeitskräfte“ aus den von ihnen besetzten Gebieten.


Wie Pilze schossen die Gemeinschaftslager der Deutschen Arbeitsfront aus dem Boden, in denen man die nach Deutschland deportierten oder befohlenen Menschen festhielt. Von hier aus wurden sie zur Arbeit in die Rüstungsindustrie, in die sogenannten „kriegswichtigen Betrieb“, in das Dienstleistungsgewerbe, in die landwirtschaftlichen Güter und bei Einzelbauern gezwungen.


Sauckel verfügte die totale Ausbeutung dieser Menschen, durch den rücksichtslosen Einsatz in der deutschen Rüstungsindustrie. Dies drückt sich in einer Sauckel Weisung vom 20. April 1942 recht deutlich aus:




„All diese Menschen sollen so ernährt, untergebracht und behandelt werden, dass sie bei denkbar sparsamstem Einsatz die größtmöglichen Leistungen hervorbringen.“
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